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Geburtenrate im Herkunftsland beeinflusst  
Kinderzahl noch in zweiter Generation
Viele der in Deutschland lebenden Migrantinnen haben deutlich mehr 
Kinder als Frauen ohne Migrationshintergrund. Wie das ZEW zeigt, ist 
die im Schnitt höhere Kinderzahl nicht nur Ergebnis unterschiedlicher 
sozialer Hintergründe, sondern auch kultureller Einflüsse. Das gilt für die 
Migrantinnen, aber auch zum Teil für die Frauen der zweiten Generation.

Die Geburtenraten verschiedener Län
der unterscheiden sich oft erheblich. 
Selbst in den westlichen und industriali
sierten Ländern gibt es größere Differen
zen: So liegen die Geburtenraten von 
Deutschland, Italien und Spanien bei le
diglich 1,4 Kindern pro Frau, in Ländern 
wie Frankreich, Irland und den Vereinigten 
Staaten hingegen bei etwa 2,1. Ursachen 
für diese unterschiedlichen Entwicklun
gen sind sowohl die vorherrschenden Ge
schlechterrollen als auch die institutionel
len Rahmenbedingungen, etwa Transfer
leistungen und Kinderbetreuung. 

Das ZEW hat in einer aktuellen Studie 
analysiert, wie sich kulturelle Normen 
im Herkunftsland auf die Anzahl der Kin

der der ersten und der zweiten Genera
tion von Einwanderinnen in Deutschland 
auswirken (ZEW Discussion Paper Nr. 13
023). Es wählte dabei einen sogenannten 
epidemiologischen Ansatz, mit dessen 
Hilfe sich kulturelle und institutionelle 
Einflüsse so weit wie möglich trennen 
lassen. Als Indikatoren für die kulturelle 
Prägung werden sowohl die Kohortenge
burtenrate im Heimatland berücksichtigt, 
der alle tatsächlich geborenen Kinder von 
Frauen des selben Geburtenjahrgangs zu 
Grunde liegen, als auch die zusammen
gefasste Geburtenziffer. Sie gibt als syn
thetisches Maß an, wie viele Kinder ei
ne Frau im Heimatland durchschnittlich 
im Laufe des Lebens hätte, wenn die zu 

einem einheitlichen Zeitpunkt ermittel
ten altersspezifischen Geburtenziffern für 
den gesamten Zeitraum ihrer fruchtbaren 
Lebensphase gelten würden. Ferner be
rücksichtigt die Studie auch direkte Maße 
für Fertilitätsnormen in den Herkunftslän
dern aus dem World Values Survey.

Informationen des Mikrozensus 2008

Die ZEWStudie basiert auf Daten der 
Befragungswelle 2008 des Mikrozensus, 
einer jährlichen Stichprobe der Haus halte 
in Deutschland. Die Welle 2008 ist die 
erste und bisher einzige, in der einer
seits eingebürgerte Migranten identifi
ziert werden können und die andererseits 
Informationen zur gesamten Kinderzahl 
beinhaltet und nicht nur zur Anzahl der 
Kinder, die zum Befragungszeitpunkt im 
Haushalt leben. 

In seiner Analyse unterscheidet das 
ZEW drei Generationen von Einwander
innen. Die Frauen der ersten Generation 
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Kulturelle Normen des Heimatlandes prägen das Fertilitätsverhalten von in Deutschland lebenden 
Migrantinnen – selbst in der zweiten Generation. Aber auch die deutsche Kultur spielt eine Rolle.
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IKT-Branche ist stark im Ausland aktiv
Rund ein Drittel der Unternehmen in der Informationswirtschaft sind mo-
mentan auf Auslandsmärkten aktiv. Allerdings zeigen sich innerhalb des 
Wirtschaftszweigs deutliche Unterschiede in den Teilbranchen. Beson-
ders auslandsaktiv sind die IKT-Branche und die Mediendienstleister.

Die internationale Wettbewerbsfähig
keit deutscher Unternehmen spiegelt 
sich, insbesondere im verarbeitenden Ge
werbe, in ihrer hohen Exportintensität wi
der. Viele Firmen aus den „traditionellen“ 
Wirtschaftszweigen in Deutschland, wie 
Automobilindustrie, Maschinenbau und 

chemische Industrie, agieren intensiv auf 
Auslandsmärkten. Aber auch die überwie
gend dienstleistungsorientierten Unter
nehmen aus der Informationswirtschaft 
sind auf dem internationalen Parkett ak
tiv. Dabei zeichnen sich die IKTBranche 
und die Mediendienstleister als beson

ders auslandsaktiv innerhalb der Infor
mationswirtschaft aus (siehe Grafik). In 
beiden Branchengruppen ist rund jedes 
zweite Unternehmen im Ausland vertre
ten. Die wissensintensiven Dienstleis
tungsunternehmen, wie beispielsweise 
Rechts, Steuerberater und Wirtschafts
prüfer, Werbeunternehmen und techni
sche Dienstleister, weisen dagegen ins
gesamt eine relativ geringe Quote an aus
landsaktiven Unternehmen auf. Aller
dings gibt es innerhalb der Teilbranche 
der wissensintensiven Dienstleister er
hebliche Schwankungen. Während die 
Rechts und Steuerberater relativ selten 
im Ausland agieren, liegt der Anteil bei 
den Unternehmensberatern und bei den 
Firmen aus der Forschung und Entwick
lung zum Teil deutlich über 60 Prozent. 

Der Grad der Auslandsaktivitäten in 
der Informationswirtschaft wird vom Ex
port bestimmt. Mit deutlichem Abstand 
folgen dann andere Formen der Internati
onalisierung, wie Niederlassungen im 
Ausland, Kooperationen mit ausländi
schen Partnern oder die Mitarbeiterent
sendung ins Ausland.

Die Informationen basieren auf einer 
Umfrage von 1.000 Firmen im März 2013. 

Dr. Jörg Ohnemus, ohnemus@zew.de

sind im Ausland geboren und wander
ten im Alter von 15 bis 18 Jahren nach 
Deutschland ein. Die Frauen der „Gene
ration 1,5“ sind im Ausland geboren und 
waren jünger als 15 Jahre alt, als sie nach 
Deutschland kamen. Die Einwanderinnen 
der zweiten Generation sind in Deutsch
land als Ausländerinnen oder als deut
sche Staatsbürgerinnen mit mindestens 
einem ausländischen Elternteil geboren. 
Die gesamte Stichprobe besteht aus 529 
Frauen der ersten Generation, 495 Frauen  
der „Generation 1,5“ und 3.532 Frauen 
der zweiten Generation. Sie stammen aus 
18 verschiedenen Ländern.

Die Analyse zeigt, dass eine Prägung 
durch unterschiedliche hohe Geburten
raten in den Heimatländern auch dann 
einen Einfluss auf die eigene Kinderzahl 

hat, wenn Migrantinnen die fruchtbaren 
Jahre in Deutschland verbringen, also un
ter vergleichbaren institutionellen Rah
menbedingungen. Am stärksten ist dieser 
Einfluss für die Einwanderinnen der ers
ten Generation. Der Einfluss der kulturel
len Prägung des Heimatlands schwächt 
sich bei den Einwanderinnen der „Gene
ration 1,5“ und noch einmal für die Ein
wanderinnen der zweiten Generation ab, 
bleibt jedoch statistisch signifikant. Be
sonders stark ausgeprägt ist er bei Mi
grantinnen der Generationen 1 und 1,5 
mit einem Partner aus dem gleichen Hei
matland sowie bei Migrantinnen der zwei
ten Generation bei Frauen, deren Eltern 
beide aus demselben Heimatland stam
men. Der kulturelle Einfluss des Heimat
lands ist besonders für Frauen mit niedri

gem Bildungsgrad ausgeprägt. Bei Frauen 
der zweiten Generation mit Hochschulab
schluss ist er kaum noch messbar.

Bei der Entscheidung über die Kinder
zahl spielen sowohl die von den Eltern 
vermittelten kulturellen Hintergründe ei
ne Rolle als auch die Einflüsse der deut
schen Gesellschaft. Für die Debatte um 
die Einwanderung bedeutet das, dass die 
kulturelle Prägung zwar eine Rolle spielt, 
es aber durchaus zu einer Anpassung des 
Fertilitätsverhaltens an das deutsche Ni
veau kommt. Warnungen vor einer „Über
fremdung“ sind also unbegründet. Es gilt 
aber auch, dass sich die niedrige Gebur
tenrate in Deutschland durch Einwande
rung wohl nicht dauerhaft steigern lässt.

Dr. Holger Stichnoth, stichnoth@zew.de 
Mustafa Yeter, yeter@zew.de

Auslandsaktivitäten der Unternehmen in der Informationswirtschaft

Lesehilfe: Bei den Mediendienstleistern sind 46,2 Prozent der Unternehmen im Ausland aktiv. Die häufigste Form der Internationalisierung ist dabei 
mit 40,2 Prozent der Export von Waren und Dienstleistungen. Quelle:ZEW
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ohne Freifahrtmöglichkeit steigt die  
Zahlungsbereitschaft für den Klimaschutz
Welchen Betrag ihres verfügbaren Einkommens sind Männer und Frauen 
bereit, für den Schutz des Klimas auszugeben? Diese reale individuelle 
Zahlungsbereitschaft für Klimaschutz steht im Mittelpunkt eines breit an-
gelegten Experiments, das ZEW-Wissenschaftler durchgeführt haben.

Die Höhe der individuellen Zahlungs
bereitschaft für das öffentliche Gut Kli
maschutz ist Gegenstand vieler Untersu
chungen. Die ermittelten Zahlungsbereit
schaften unterscheiden sich dabei zum 
Teil erheblich, was auch auf Unterschiede 
in der Konzeption der Studien zurückzu
führen ist. Die überwiegende Mehrheit 
der Studien nutzt Befragungen, bei denen 
die Teilnehmer ihre Zahlungsbereitschaft 
in einer hypothetischen Entscheidungs
situation angeben und keine realen Trans
aktionen tätigen. Nur wenige Studien nut
zen die Möglichkeit, die Zahlungsbereit

schaft aus einer realen ökonomischen 
Transaktion abzuleiten. Die ermittelten 
hypothetischen Zahlungsbereitschaften 
für Klimaschutz sind meist deutlich höher 
als die realen Zahlungsbereitschaften.

In Studien, die eine reale Zahlungsbe
reitschaft für Klimaschutz erheben, haben 
die Teilnehmer jedoch die Möglichkeit 
freizufahren, also keinen Beitrag zum öf
fentlichen Gut zu leisten, während ande
re Teilnehmer in der Gruppe beitragen. 

Es ist zu erwarten, dass die Zahlungsbe
reitschaft für Klimaschutz höher ausfällt, 
wenn die Möglichkeit zum Freifahren ein
geschränkt wird. 

Das ZEW Discussion Paper Nr. 13006 
analysiert die reale Zahlungsbereitschaft 
für Klimaschutz; die individuelle Perspek
tive bisheriger Studien zur realen Zah
lungsbereitschaft wird gelockert. Das ZEW 
untersucht, ob die Zahlungsbereitschaft 
von Informationen über das reale Verhal
ten von Akteuren in einer ähnlichen Ent
scheidungssituation abhängt oder von der 
Einführung einer kollektiven Aktion. Die 

Information zu vergangenem Verhalten  
ermöglicht es den Teilnehmern, das Bei
tragsverhalten anderer Teilnehmer besser 
einzuschätzen. Durch die kollektive Ak
tion ist jeder Teilnehmer in der Gruppe 
verpflichtet, den gleichen Beitrag zum Kli
maschutz zu leisten.

Um Teilnehmer für die Studie zu gewin
nen, schrieb das ZEW etwa 4.000 per Zu
fall ausgewählte Einwohner der Stadt 
Mannheim an. Es nahmen 157 Personen 

im Alter von 18 bis 75 Jahren am Experi
ment teil. Sie erhielten eine Aufwands
entschädigung von 40 Euro, mit der sie 
durch den Kauf von Zertifikaten des EU
Emissionshandels einen Beitrag zum Kli
maschutz leisteten. Jeder Teilnehmer 
konnte dabei für zwei unterschiedliche 
Preise seine Nachfrage nach Zertifikaten 
(in 100 kg CO2) angeben. Ein Preis wurde 
ausgelost und diese Menge wurde zum 
ausgelosten Preis gekauft. Gekaufte Zer
tifikate wurden gelöscht, das heißt jeder 
Beitrag führte zu einer realen Verringe
rung der CO2Emissionen in Europa. 

Die Teilnehmer wurden nach Zufalls
prinzip auf drei Gruppen aufgeteilt. Eine 
Gruppe erhielt Informationen über das 
reale Kaufverhalten von Akteuren in einer 
ähnlichen Entscheidungssituation. In ei
ner anderen Gruppe mussten alle Teilneh
mer die Medianmenge der Gruppe kau
fen, das heißt die Menge, welche die Hälf
te aller Teilnehmer zu einem bestimmten 
Preis nachfragte. Eine dritte Gruppe fun
gierte als Kontrollgruppe.

Zertifikatekauf bei kollektiver Aktion

Die Studie zeigt, dass mit einer kollek
tiven Aktion die Wahrscheinlichkeit, Zer
tifikate zu kaufen, höher ist als ohne kol
lektive Aktion. Informationen über das 
reale Verhalten von Akteuren in einer ähn
lichen Entscheidungslage beeinflussen 
das Beitragsverhalten hingegen nicht. Der 
Durchschnitt der Zahlungsbereitschaft 
der Teilnehmer beträgt insgesamt elf Euro 
je Tonne CO2, der Median der Zahlungs
bereitschaft liegt bei fünf Euro. Ferner ist 
ein starker positiver Zusammenhang zwi
schen der individuellen Nachfrage nach 
Zertifikaten und der Erwartung über die 
nachgefragte Menge der anderen Teilneh
mer zu beobachten. Ohne kollektive Ak
tion sind die Erwartungen der Teilnehmer 
konsistent mit Freifahrerverhalten, das 
heißt die Teilnehmer kaufen weniger Zer
tifikate als sie es im Schnitt von den an
deren Teilnehmern erwarten.

Prof. Dr. Andreas Löschel, löschel@zew.de

Ökonomische Experimente werden häufiger am ZEW durchgeführt, das Foto zeigt eines aus dem Jahr 2010.

Foto: ZEW
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Nachgefragt: Jugendarbeitslosigkeit in Europa

Jugendgarantie ist Tropfen auf den heißen Stein 
Die Europäische Union will Milliarden von Euro ausgeben, um der hohen 
Jugendarbeitslosigkeit entgegenzuwirken, die besonders in einigen süd-
europäischen Mitgliedsländern besteht. Prof. Dr. Holger Bonin, Arbeits-
marktforscher am ZEW, sieht bei der Bekämpfung der Jugendarbeits-
losigkeit in erster Linie jedoch die Nationalstaaten in der Pflicht.

Die EU hat eine „Jugendgarantie“ be-
schlossen, die vorsieht, arbeitslosen Ju-
gendlichen spätestens nach vier Mona-
ten eine Beschäftigung, ein praktikum 
oder eine Ausbildung zu garantieren. Was 
halten Sie von dieser Initiative?

Vor einem endgültigen Urteil muss 
man abwarten, wie diese Garantie über
haupt mit Leben gefüllt wird. Viele Mittel 
werden ja nur innerhalb des Europä
ischen Strukturfonds (ESF) umgeschich
tet. Da kann es am Ende viel alten Wein 
in neuen Schläuchen geben. Gerade die 
Länder mit sehr hoher Jugendarbeitslo
sigkeit fahren zur Zeit streng auf finanz
politischem Sparkurs – sie müssen die 
KoFinanzierungshürde bei ESFProgram
men überhaupt erst einmal stemmen kön
nen. Kritisch an der Garantie scheint mir 
auf jeden Fall, dass sie ein rein inputori
entiertes Ziel vorgibt. Dies birgt die Ge
fahr, dass nun einfach irgendwelche Qua
lifizierungs oder Arbeitsgelegenheiten 
angeboten werden, ohne darauf zu ach
ten, ob diese Angebote für die betroffe
nen jungen Menschen wirksam sind. In
novativ wäre es gewesen, die Jugendga
rantie mit einer Mindestanforderung zu 

verknüpfen an die Verbesserung der 
Übergangsrate in eine ungeförderte Be
schäftigung. Aber dann wären die Gren
zen des Unterfangens wohl zu rasch of
fenkundig geworden.

Wie meinen Sie das? Von welchen 
Grenzen sprechen Sie?

Ganz allgemein lehrt uns die Evalua
tionsliteratur, dass Programme zur Be
schäftigung oder Weiterbildung von Ar
beitslosen die Beschäftigtenrate in vielen 
Fällen nicht signifikant verbessern. Auch 
die Erfahrungen mit dem sogenannten 
Übergangssystem in Deutschland stim
men nicht gerade optimistisch. Es fängt 
schon jetzt viele der Jugendlichen auf, die 
am normalen Ausbildungsmarkt durchfal
len. Zwar gibt es bisher leider noch keine 
systematische Evaluation dieses Sys
tems. Maßnahmenkarrieren sind aber of
fenkundig keine Seltenheit. 

Dann ist Deutschland also gar nicht 
das Musterland beim Thema Jugendar-
beitslosigkeit?

Wie man es nimmt. Wenn es um den 
reibungslosen Einstieg der weniger Leis
tungsstarken in den Arbeitsmarkt geht, 
eher nicht. Viele junge Leute kommen 

darüber hinaus nicht ausbildungsreif aus 
unseren Schulen. Aber natürlich bietet 
das Duale Ausbildungssystem für einen 
hohen Anteil der Jugendlichen nach wie 
vor einen festen Anker, der die Jugend
arbeitslosigkeit niedrig hält. Leider lässt 
sich so ein System, das über lange Jahre 
gewachsen ist, nicht so schnell und ein
fach kopieren, wie sich das manche Po
litiker in Europa derzeit vielleicht wün
schen. Man kann von den Erfahrungen 
in Deutschland aber immerhin mitneh
men, dass eine strukturierte berufliche 
Qualifizierung unter den Bedingungen 
regulärer Produktionsprozesse in regu
lären Betrieben ein Erfolgsrezept ist. Die 
Jugendlichen in den Mittelmeerländern 
leiden ja nicht nur unter schwacher Ar
beitsmarktdynamik, sondern auch unter 
einem SkillMismatch, weil sie in schuli
schen Systemen vielfach an den Anforde
rungen des Arbeitsmarkts vorbei ausge
bildet wurden.

Wenn die Jugendgarantie der falsche 
Weg ist, wie sollte die EU dann überhaupt 
den Kampf gegen die Jugendarbeitslosig-
keit angehen?

Meine erste Antwort lautet – gar nicht! 
Die Verantwortung für die Arbeitsmarkt
politik liegt auf der Ebene der einzelnen 
Mitgliedsstaaten. Und gemäß dem Subsi
diaritätsprinzip sollte sie dort auch blei
ben. Meine zweite: die Anpassung von 
Jugendarbeitslosigkeit fördernden Insti
tutionen sollte wichtiger Bestandteil der 
in Brüssel bei Verstößen gegen den EU
Stabilitätspakt oder im Zusammenhang 
mit der EuroRettung aufgestellten Re
formprogrammen sein. So wäre etwa der 
immer noch hohe Schutz von Normal
arbeitsverhältnissen in Italien und Spa
nien anzumahnen, oder die Mindestlohn
regelungen in Frankreich. Und meine drit
te Antwort – und damit wären wir endlich 
bei einer originären EUAufgabe: die Pro
gramme zur Förderung der Mobilität bei 
der beruflichen Ausbildung und am Ein
stieg in das Erwerbsleben vertragen un
terhalb der Akademikerebene noch ei
nen Ausbau.

Prof. Dr. Holger Bonin, bonin@zew.de

prof. Dr. Holger Bonin ist seit dem Jahr 2007 Leiter des 
Forschungsbereichs „Arbeitsmärkte, Personalmanage
ment und Soziale Sicherung“ am ZEW. Darüber hinaus ist 
er Professor für Volkswirtschaftslehre mit dem Schwer
punkt Arbeitsmärkte und soziale Sicherung an der Uni
versität Kassel. Bonin untersucht unter anderem die Wirk
samkeit der ehe und familienbezogenen Leistungen, die 
Beschäftigungsprobleme von Geringqualifizierten, die 
Flexibilität von Löhnen sowie die ökonomischen Folgen 
von demografischen Veränderungen und Migration. Er ist 
Mitglied des Bevölkerungswissenschaftlichen Ausschusses im Verein für Social
politik (VfS) und Research Associate des Instituts zur Zukunft der Arbeit (IZA). 

Foto: ZEW
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lead Markets für energieeffiziente Kühlschränke: 
Deutschland auf dem ersten platz 
Technologien zur Verbesserung der Energieeffizienz sind ein wichtiger 
grüner Zukunftsmarkt. In einer Lead Market Analyse, die in einem Ver-
gleich die Erfolgsfaktoren verschiedener Länder auf den globalen Märk-
ten am Beispiel energieeffizienter Kühlschränke bewertet, liegt Deutsch-
land vor Korea auf dem ersten Platz. 

Energieffizienzregulierungen im Zuge 
des Klimawandels gelten als wichtiger 
Treiber für Innovationen im Bereich der 
Umwelttechnologien. Verbesserungen der 
Energieeffizienz tragen dabei nicht nur 
zur Erreichung von Umweltzielen bei, sie 
rechnen sich nicht selten auch ökono
misch. Haushalte können beispielsweise 
ihre Kosten langfristig senken, indem sie 
sich für energieeffiziente „weiße Ware“ 
entscheiden. Der Weltmarkt für energie
effiziente Haushaltsgeräte hatte im Jahr 

2007 nach Angaben des Bundesumwelt
ministeriums ein Volumen von 105 Milli
arden Euro, bei einem Weltmarktanteil 
Deutschlands von neun Prozent und pro
gnostizierten Wachstumsraten von drei 
Prozent jährlich bis zum Jahr 2020.

Aber wie sind die spezifischen Wettbe
werbschancen deutscher Hersteller auf 
dem Weltmarkt für energieeffiziente Tech
nologien zu beurteilen? Welche Gefahr 
droht von Wettbewerbern aus Schwellen
ländern? Zur Beantwortung dieser Fragen 

wurde am ZEW eine Analyse nationaler 
Lead MarketFaktoren am Beispiel ener
gieeffizienter Kühlschränke durchgeführt. 
Lead Markets sind Märkte, auf denen sich 
eine bestimmte Innovation als erstes 
durchsetzt, bevor sie in anderen Ländern 
Verbreitung findet. In der Lead Market 
Analyse werden die Faktoren in Betracht 
gezogen, die in der Literatur als beson
ders wichtig für eine internationale Füh
rungsposition eines Landes erachtet wer
den. Das sind relative Vorteile bei Preisen 
und Nachfrage, ein guter Ruf des Landes 
als Technologieentwickler, große Export
vorteile sowie eine innovations und wett
bewerbsfördernde Marktstruktur. Auch 
die Umweltregulierung sowie Angebots
bedingungen wie beispielsweise die For
schungsinfrastruktur werden als Rahmen
bedingungen berücksichtigt. 

Nur wenige länder bei patenten vorn

Ein Blick auf die Patentstatistik bestä
tigt eine führende Position Deutschlands 
im Bereich von Haushaltsgeräten. Die Ta
belle auf der folgenden Seite zeigt, dass 
sich die Anteile an weltweiten Patenten 
im Bereich von Haushaltsgeräten auf eine 
kleine Gruppe von Ländern verteilen. 
Zwar hat Deutschland hier seine führende 
Position in den letzten zehn Jahren an Ko
rea abgegeben, folgt aber mit 26 Prozent 
auf Platz zwei. Korea auf Platz 1 hatte in 
den Jahren 2003 und 2007 weltweit einen 
Anteil von rund 30 Prozent an Patenten 
zu Haushaltsgeräten. Weit zurück liegen 

Deutschland hat eine führende Rolle als Hersteller energieeffizienter Kühlschränke.

Foto: © Gunay Mutlu/iStockphoto

Top-Fünf lead Market länder für energieeffiziente Kühlschränke

land
lead Market potenzial lead Market 

VorteilePreis Nachfrage Export Transfer Marktstruktur Regulierung

Deutschland + + + + + + 6

Korea 0 0 + + + + 4

Italien + + 0 0 + + 4

Dänemark + + 0 0 0 + 3

Frankreich 0 + 0 0 + + 3

Lesehilfe: +: Über Durchschnitt; 0: Nicht über dem Durchschnitt  Quelle: Berechnungen ZEW
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dagegen Italien (13 Prozent), die USA 
(neun Prozent) und Japan (fünf Prozent).

Unternehmen auf dem deutschen Lead 
Market sind zum Beispiel die Firmen BSH 
Bosch und Siemens Hausgeräte GmbH. 
Aus der Perspektive von BSH lassen sich 
durch Technologieführerschaft auf dem 
deutschen Markt Pioniergewinne für High
Tech energieeffiziente Geräte erzielen. 
BSH profitiert dabei von der Vorreiterrolle 
Europas mit hohen Energieeffizienzstan
dards, die sich zeitversetzt auch in ande
re Länder ausbreiten.

Da aber die Amortisationsdauer für 
energieeffiziente Haushaltsgeräte mit sie
ben bis zehn Jahren sehr lang ist, kann 
auch eine Strategie der Preisführerschaft 
mit günstigen Produkten erfolgreich sein. 
Diese zweite Strategieoption ist dann er
folgreich, wenn der Strompreis niedrig 
und die nationale Kaufkraft gering ist. 
Märkte für diese Produkte liegen bei
spielsweise in Asien oder in Russland.

Hersteller nutzen die Existenz bei
der Strategieoptionen, um durch Aufbau 
verschiedener Marken und Produktlini
en, die unterschiedlichen Marktnischen 
gleichzeitig bedienen zu können. Hier
durch entsteht den deutschen Herstellern 
Konkurrenz durch kostengünstige Geräte 
mit gleichzeitig hoher Energieeffizienz, 
insbesondere durch Wettbewerber aus 
der Türkei. Der türkische Produzent Arçe
lik A.Ş., der ursprünglich eine Reputation 
für kostengünstige Geräte besaß, über
raschte in der Vergangenheit mit innova
tiven, ökoeffizienten Lösungen unter dem 
Markenname BEKO. Die Geräte werden in 
der Türkei produziert, ohne dass dort ein 
starker Nachfragemarkt für energieeffizi
ente Technologien existiert. Die Strategie 
von Arçelik zeigt, dass eine Orientierung 
am Lead Markt eine erfolgversprechende 
Innovationstrategie für technologische 
„Second Mover“ sein kann. 

Der Werkstattbericht „Lead Markets for 
Energy Efficient Appliances – The Case of 

Refrigerators“ wurde vom ZEW in Zusam
menarbeit mit Prof. Thomas Cleff von der 
Hochschule Pforzheim erstellt. Er ist Teil 
des Projekts „Lead Market Strategien: 
First Mover, Early Follower und Late Follo
wer“, das für das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung im Rahmen des 

Forschungsprogramms „Wirtschaftswis
senschaften und Nachhaltigkeit“ durch
geführt wird. Der Werkstattbericht sowie 
weitere Informationen können von der 
Website des Projekts heruntergeladen 
werden: www.zew.de/leadmarkets

Dr. Klaus Rennings, rennings@zew.de

Durchschnittliche Anteile an weltweiten patenten bei Haushaltsgeräten
Zeitraum USA Deutschland Japan Italien Korea Kanada Indien Rest der Welt

1995 bis 
1999

10,04% 35,81% 3,93% 33,19% 3,93% 0,00% 0,00% 13,10%

2003 bis 
2007

8,90% 26,13% 4,52% 13,14% 30,08% 1,27% 0,71% 15,25%

Quelle: Berechnungen Frauenhofer ISI

Z E W  I N T E R N

prof. Dr. Bernd Schips scheidet zum Jahresende aus dem  
wissenschaftlichen Beirat des ZEW aus

Prof. Dr. Bernd Schips verlässt nach langjährigem ehrenamtlichem Engagement den 
wissenschaftlichen Beirat des ZEW Ende des Jahres 2013. Die Geschäftsleitung des 
ZEW wie auch alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Hauses bedanken sich herz
lich für die vielen Jahre der intensiven Zusammenarbeit und der fundierten Beratung 
im Rahmen strategischer wissenschaftlicher Vorhaben. Bernd Schips ist emeritierter 
Professor für Volkswirtschaftslehre. Im Laufe seiner wissenschaftlichen Karriere be
kleidete er Professuren für Ökonometrie und Nationalökonomie an verschiedenen 
Universitäten, unter anderem an der Universität St. Gallen und der ETH Zürich. Zuletzt 
war Bernd Schips Leiter der Konjunkturforschungsstelle der ETH Zürich (KOF). 
Die wissenschaftliche Arbeit des ZEW begleitete Bernd Schips seit 1995. Mit seiner 
Expertise trug er maßgeblich zum Erfolg des ZEW bei. Der wissenschaftliche Beirat be
gutachtet und berät die Arbeit am ZEW. Er setzt sich zusammen aus ehrenamtlich en
gagierten Vertretern aus Wissenschaft und Wirtschaft.

Thomas Kohl, Prof. Dr. Dres. h.c. Arnold Picot (stellvertretender Vorsitzender des wissenschaftlichen 
Beirats), Prof. Dr. Friedrich Buttler (Vorsitzender des wissenschaftlichen Beirats), Prof. Dr. Bernd Schips und 
ZEWPräsident Prof. Dr. Clemens Fuest (v.l.) bei der vergangenen Sitzung des wissenschaftlichen Beirats.

Foto: ZEW



ZEWnews Juli/August 2013  |  7

Z E W  W I R T S c H A F T S F o R U M

Sind die Banken noch zu retten?  
Finanzmarkt regulierung und ihre Folgen
Das ZEW Wirtschaftsforum führte auch in diesem Jahr zahlreiche Vertre-
ter aus Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft in Mannheim zusam-
men, um über aktuelle wirtschaftspolitische Fragen zu diskutieren. Die 
diesjährige Veranstaltung beschäftigte sich mit der Frage „Sind die Ban-
ken noch zu retten? Finanzmarktregulierung und ihre Folgen“.

In seiner Begrüßungsrede skizzierte 
ZEWPräsident Prof. Dr. Clemens Fuest die 
Regulierung des Bankensektors als not
wendige Folge der jüngsten Finanzmarkt
krise. Sie stelle die Politik und die Finanz
wirtschaft in Europa vor große Herausfor
derungen. Einerseits gelte es, die Banken 
stärker als bisher zur Risikovorsorge zu 
verpflichten, damit der Steuerzahler nicht 
nochmals zur Bankenrettung herangezo
gen werden müsse. Andererseits dürfe 
die Regulierung aber nicht die Leistungs
fähigkeit der Banken einschränken, da 
Europa den Finanzsektor dringend brau
che, um seine vielerorts schwächelnde 
Wirtschaft anzukurbeln, sagte Fuest.

Die sich anschließende Podiumsdis
kussion bildete den ersten Programm
punkt des Tages. Moderiert von Prof. Dr. 
Michael Schröder, Forschungsbereichs
leiter Internationale Finanzmärkte und 
Finanzmanagement am ZEW, debattierten 
Dr. Michael Kemmer, Hauptgeschäftsfüh
rer des Bundesverbands deutscher Ban

ken, Sabine Lautenschläger, Vizepräsi
dentin der Deutschen Bundesbank, und 
Dr. Uwe SchroederWildberg, Vorstands
vorsitzender der MLP AG, sowie Prof. Dr. 
Claudia Buch, Mitglied des Sachverstän
digenrats zur Begutachtung der gesamt
wirtschaftlichen Entwicklung und Präsi
dentin des Instituts für Wirtschaftsfor
schung Halle, über einen neuen Ord
nungsrahmen für den Finanzsektor. 

Retail- und Investmentgeschäft trennen

In seinem Impulsreferat thematisier
te Dr. Michael Kemmer die aus Banken
sicht problematischen Konsequenzen ei
niger Regulierungsvorgaben. Als zentra
len Punkt ging er auf das stark diskutier
te Trennbankensystem ein, das vorsieht, 
die Aktivitäten von Geschäftsbanken und 
Investmentbanken voneinander rechtlich 
und wirtschaftlich weitgehend zu tren
nen. Das Trennbankensystem sei nicht 
geeignet, die Stabilität des Finanzsektors 

zu verbessern, sagte Kemmer. Tatsächlich 
seien reine Investmentbanken sehr viel 
instabiler als Mischbanken, das habe die 
Pleite der LehmanBank im Jahr 2008 ge
zeigt. Auch die historischen Erfahrungen 
der USA mit dem Trennbankensystem hät
ten deutlich gemacht, dass die Trennung 
von Retail und Investmentgeschäft den 
Bankensektor eher schwäche als stär
ke. Die Initiative zur Regulierung des au
ßerbörslichen Handels, die sogenannte  
European Market Infrastructure Regu
lation (EMIR), sei dagegen ein richtiger 
Schritt, sagte Kemmer. Im Gegensatz da
zu sei die Finanztransaktionssteuer kon
traproduktiv. Sie schwäche den europä
ischen Finanzstandort, weil der Aktien 
und Derivatehandel als Folge einer sol
chen Steuer in steuerfreie Regionen ab
wandern werde. Für die Zukunft wünsche 
er sich, so Kemmer, dass das Zusammen
spiel der verschiedenen Regulierungs
maßnahmen evaluiert würde, dass auch 
die Erfahrungen anderer Länder Berück
sichtigung fänden und dass der Gesetzge
ber dann an verschiedenen Stellschrau
ben der Reformen nachjustiere.

Verkraftbare Kosten durch Basel III 

Es gebe bereits einige Studien zur Wir
kung verschiedener Regulierungsmaß
nahmen, eröffnete Sabine Lautenschläger 
ihr Impulsreferat. Etwa habe der Basler 
Ausschuss für Bankenaufsicht die Kosten 
abgeschätzt, die bis zum vollständigen 
Eintreten aller Basel IIIRegulierungen auf 
die Volkswirtschaften zukommen. Im Er
gebnis zeige sich, dass das globale Wirt
schaftswachstum während der Implemen
tierungsphase lediglich um 0,5 Prozent 
durch die Basel IIIMaßnahmen zurückge
he. Langfristig, also ab dem Zeitpunkt, zu 
dem alle Basel IIIRegulierungen umge
setzt seien, zeige sich dann ein positiver 
Wachstumseffekt. Er ergebe sich aus der 
verbesserten Widerstandskraft des Ban
kensystems. Auch die vorangehende Re
gulierung im Zuge von Basel II sei erfolg
reich gewesen. Insbesondere den kleinen 

Clemens Fuest, Michael Schröder, Uwe SchroederWildberg, Claudia Buch, Sabine Lautenschläger, Michael 
Kemmer und Thomas Kohl (v.l.) beim ZEW Wirtschaftsforum 2013.

Foto: ZEW
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und mittleren Unternehmen (KMU) habe 
Basel II verbesserte Finanzierungsbe
dingungen gebracht. Durch das „Mittel
standspaket“ wurde die Kreditfinanzie
rung für KMU im Schnitt um 25 Prozent 
günstiger. Die Anrechnung von Wohn und 
Gewerbeimmobilien als Sicherheiten ha
be dafür gesorgt, dass die Kapitalkosten 
der Kreditinstitute bei der Finanzierung 
von KMU erheblich zurückgingen. Im Zuge 
von Basel III würden nun zwar die Kapi
talkosten der Finanzinstitute insgesamt 
steigen. In Europa habe man sich jedoch 
entschieden, die Kreditvergabe an KMU 
auch weiterhin besonders zu fördern. Ent
sprechend werde der Erhöhungseffekt 
von Basel III für das KMUGeschäft kom
pensiert. Dies gelte für Kredite bis zu 1,5 
Millionen Euro an KMU mit einem Jahres
umsatz von maximal 50 Millionen Euro. 
Dadurch, dass die Privilegierung des Mit
telstands aus Basel II auch im Rahmen 
von Basel III bestehen bleibe sowie durch 
die neuerliche Kompensation durch Basel 
III werde sich an den Finanzierungsbedin
gungen für KMU nichts ändern, sagte Lau
tenschläger. 

Zuviel Bürokratie

Dr. Uwe SchroederWildberg kritisierte 
die enge zeitliche Abfolge von verschie
denen Regulierungsmaßnahmen in den 
vergangenen Jahren. Diese Überregulie
rung drohe vor allem die kleinen und mitt
leren Finanzinstitute zu überfordern. 
Nach der Erfahrung der jüngsten Finanz
marktkrise stünde zwar die weitergehen
de Regulierung des Finanzsektors außer 
Frage. Der damit verbundene administra
tive Aufwand für die Kreditinstitute und 
insbesondere auch für die Beratungs und 
Wirtschaftsprüfungsunternehmen sei je
doch nicht gerechtfertigt. Als Beispiel für 
neue umfassende Informationspflichten 
führte SchroederWildberg die Produkt
informationsblätter für Anleihen und Zer
tifikate an. Sie seien der Versuch, kom
plexe Informationen in knapper schriftli
cher Form wiederzugeben. Die Aufberei
tung solcher Informationen, die sehr viel 
besser im Kundengespräch vermittelt 
werden könnten, koste Beratungsunter
nehmen sehr viel Zeit. Allein wegen der 
verstärkten Informations und Dokumen
tationspflichten müsse ein Mitarbeiter 

seines Hauses 20 bis 30 Prozent zusätz
lichen Zeitaufwand einplanen, der dann 
für das persönliche Kundengespräch feh
le. Das Ende der regulatorischen Vorga
ben sei noch nicht in Sicht. Auf europä
ischer Ebene erwarte die Beratungsbran
che beispielsweise die Vermittlerrichtlinie 
II, die Vorgaben zur Offenlegung von Pro
visionen auf Beraterebene vorsieht und 
die 2015/2016 in Kraft treten soll. Schro
ederWildberg resümierte, dass die Devi
se „Viel hilft viel“ für die Regulierung der 
Finanzmärkte ungeeignet sei. In den ak
tuellen Regulierungsvorhaben schlage 
sich die Notwendigkeit eines stärker kun
denorientierten Beratungsrechts nicht 
ausreichend nieder.

Prof. Dr. Claudia Buch sprach sich für 
die Umsetzung einer europäischen Ban
kenunion aus. Die Bankenunion habe das 
Ziel, den Teufelskreis zwischen Banken

rettung und Staatsschulden zu durchbre
chen. Die jüngste Finanzmarktkrise habe 
gezeigt, dass Länder mit hoher Staatsver
schuldung nicht in der Lage seien, ihren 
Bankensektor zunächst zu stützen und 
langfristig zu restrukturieren. Ein solider 
Bankensektor sei jedoch die Vorausset
zung, um die Wirtschaftsleistung eines 
Landes anzukurbeln, sagte Buch. Im Zuge 
einer Bankenunion sollten Pleitebanken 
künftig nicht mehr vom Steuerzahler ge
rettet, sondern in einer europäischen 
Bankenunion aufgefangen oder abgewi
ckelt werden. Über die wichtigste Säule 
der Bankenunion sei bereits Einigung er

zielt worden. So werde künftig die ge
meinsame Bankenaufsicht bei der EZB 
angesiedelt sein, die die direkte Kontrol
le über die wichtigsten Geldinstitute in 
den Ländern der EuroZone und in weite
ren EUStaaten ausüben werde. Es reiche 
aber nicht, die Aufsicht auf die europä
ische Ebene zu ziehen, sagte Buch. Über
dies seien zentrale Restrukturierungs 
und Abwicklungsmechanismen in Europa 
erforderlich. Ein wichtiger Bereich, über 
den bislang keine Einigung herrsche, sei 
die Frage der Gläubigerbeteiligung bei der 
Sanierung und Abwicklung von Banken. 
Gemeinsame Regeln für dieses „bailin“ 
seien notwendig, um eine europäische 
Bankenunion konsequent umzusetzen. 

Den zweiten Teil des ZEW Wirtschafts
forums bildet traditionell der Themen
block „Wissenschaft für die Praxis“. Wis
senschaftlerinnen und Wissenschaftler 

des ZEW stellen in diesem Rahmen Ergeb
nisse ihrer Forschungsarbeit vor. Lena Ja
roszek referierte über die Nutzung von 
Dispokrediten privater Haushalte. Daniel 
Höwer analysierte die Kriterien, nach de
nen Unternehmen ihre Hausbank aus
wählen. Prof. Dr. Michael Schröder ging 
der Frage nach, ob ein Trennbankensys
tem die Finanzmarktstabilität verbessert.

probleme langfristiger Finanzierung

Den dritten und letzten Teil des Wirt
schaftsforums eröffnete ein Vortrag von 
Dr. Ulrich Schröder, Vorstandsvorsitzen

Ulrich Schröder, Vorstandsvorsitzender der KfWBankengruppe, stellte die Probleme langfristiger Finanzierung 
in den Mittelpunkt seines Vortrags.

Foto: ZEW
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der der KfWBankengruppe. Um zu wach
sen, müsse eine Volkswirtschaft in ihren 
Kapitalstock investieren, sagte Schröder. 

In Deutschland und Europa herrsche je
doch ein Investitionsstau. Die EU gehe 
davon aus, dass bis zum Jahr 2020 Infra
strukturinvestitionen in Europa in Höhe 
von zwei Billionen Euro ausstünden. 

Die dominierende Finanzierungsform 
langfristiger Projekte sei in Europa der 
Kredit. Kommunen finanzierten ihre Vor
haben beispielsweise fast gänzlich über 
Kredite, Unternehmen zu 95 Prozent und 
die Immobilienwirtschaft immerhin noch 
zu 80 Prozent. Mit Ausnahme von Staa
ten, die ihren Finanzbedarf fast vollstän
dig am Kapitalmarkt deckten, finanzierten 
sich somit alle wichtigen Investoren über 
Kredite. Traditionell würden diese von 
Banken bereitgestellt. In Zukunft sei je
doch davon auszugehen, dass Banken in 
deutlich geringerem Ausmaß als heute 
langfristige Kredite zur Verfügung stellten, 
sagte Schröder. Mit langfristig seien da
bei bereits Laufzeiten von über zwei Jah
ren gemeint. Der Rückzug der Banken aus 
dem Geschäftsfeld langfristiger Kredite 
sei eine Folge der jüngsten Regulierungs
maßnahmen. So sehe die Regulierung 
vor, dass sich die Eigenkapitalunterle
gung von Krediten an der aktuellen Risi
kobewertung des Kredits orientiere und 
nicht länger an einer einmaligen Risiko
bewertung, die zum Zeitpunkt der Kredit
aufnahme stattfand. Dadurch könne die 
geforderte Eigenkapitalunterlegung des 

Kredits im Zeitverlauf stark schwanken. 
Dies stelle ein langfristig schwer kalku
lierbares Risiko für die Banken dar. Als 

Konsequenz würden die Banken die lang
fristige Kreditvergabe in Zukunft ein
schränken, sagte Schröder. 

Er gehe zwar nicht davon aus, dass 
sich die Banken in Zukunft vollständig 
aus der langfristigen Projektfinanzierung 
zurückzögen. Dennoch sei damit zu rech
nen, dass die europäischen Banken die
ses Feld künftig zu weiten Teilen anderen 
überlassen würden. Schon heute sei zu 
beobachten, dass verstärkt Banken aus 
Australien, Japan und Südkorea im lang
fristigen Projektgeschäft in Europa aktiv 
seien. Darüber hinaus müssten neue We
ge der langfristigen Finanzierung einge
schlagen werden, sagte Schröder. Hier 
könnten Public Private Partnerships eine 
größere Rolle spielen. Darüber hinaus 
werde die Finanzierung über den Kapital
markt zunehmen. Auch der KfWBanken
gruppe werde in Zukunft vermehrt die 
Aufgabe zufallen, die Lücke bei der Lang
fristfinanzierung zu schließen, die die Ge
schäftsbanken hinterließen. 

Basel III zügig umsetzen

Damit der Finanzsektor Wachstum, In
novationen und Arbeitsplätze finanzieren 
könne, sei es notwendig, vor allem zwei 
große Regulierungsvorhaben voranzutrei
ben, sagte Martin Blessing, Vorstandsvor
sitzender der Commerzbank, zu Beginn 

seines Vortrags. Als erstes müsse Basel 
III schnell und auf globaler Ebene umge
setzt werden. Basel III sei nach seiner Ein
schätzung, so Blessing, das größte und 
beste Regulierungswerk, das er kenne. Es 
verbessere die Widerstandsfähigkeit des 
Bankensystems durch anspruchsvolle Ei
genkapitalregelungen. Nun gelte es, die 
noch offenen Punkte zu lösen, um den 
Finanzinstituten Planungssicherheit zu 
geben. Ungeklärt seien etwa Fragen im 
Bereich der Liquiditätsregeln oder der Le
verage Ratios. 

Harmonisierung der Einlagensicherung

Als zweites großes Regulierungsvorha
ben müsse die europäische Bankenunion 
vorangetrieben werden, sagte Blessing.  
Sie sei die konsequente Fortführung des 
europäischen Binnenmarkts und auf
grund der gemeinsamen Geldpolitik eine 
Notwendigkeit. Der erste Pfeiler der Ban
kenunion, die Einrichtung einer europä
ischen Bankenaufsicht, sei erfolgreich 
abgeschlossen worden. Nun gelte es, die 
Modalitäten einer geordneten Abwicklung 
von Finanzinstituten festzulegen. Dies 
führe auch zu der Frage, wie die verschie
denen Gläubiger einer Bank an deren Ab
wicklung beteiligt werden sollten. Es sei 
Konsens, dass an erster Stelle das Eigen
kapital der Bank haften müsse, gefolgt 
von den Nachranggläubigern. Unstrittig 
sei auch, dass die sogenannten Kleinspa
rer nicht belastet werden dürften. In Eu
ropa seien Einlagen bis zu 100.000 Euro 
geschützt. Nun müsse aber geregelt wer
den, wie mit großen Einlegern und mit 
Haltern von unbesicherten Anleihen um
gegangen werden solle. Nach seiner Auf
fassung, so Blessing, sollten beide Grup
pen gleichrangig haften. Als dritten Pfei
ler der Bankenunion müsse sich Europa 
über gleiche Modalitäten der Einlagen
sicherung abstimmen. Unter der Prämis
se, dass es eine einheitliche Bankenauf
sicht und ein einheitliches europäisches 
Abwicklungsregime gebe, bei weiterhin 
national unterschiedlichen Regeln der 
Einlagensicherung, sei abzusehen, dass 
die Anleger ihre Einlagen in Länder mit 
besonders guter Einlagensicherung ver
schöben. Dadurch würde das Finanzsys
tem langfristig destabilisiert.

Kathrin Böhmer, boehmer@zew.de

Martin Blessing, Vorstandsvorsitzender der Commerzbank, plädierte dafür, die Einlagensicherung im Zuge 
der europäischen Bankenunion zu harmonisieren.

Foto: ZEW
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Konferenz zur Innovations- und patentforschung
Am 3. und 4. Juni fand zum fünften Mal die Konferenz zur Innovations-
ökonomik und Patentforschung am ZEW statt. Sie wurde mit dem Mann-
heim Centre for Competition and Innovation (MaCCI) ausgerichtet. Rund 
100 internationale Gäste konnten in Mannheim begrüßt werden.

Das Themenspektrum der theoreti
schen und empirischen Konferenzbeiträ
ge reichte von der Finanzierung und den 
Anreizen für Innovationsaktivitäten in Un
ternehmen über die Rolle von Humanka
pital und Managementerfahrung für den 
Innovationserfolg bis zur Bewertung in
novations und forschungspolitscher In
strumente. Weitere Vorträge beschäftig
ten sich mit Erfindernetzwerken und Er
findungen öffentlicher Forschungsinstitu
tionen sowie Determinanten von Umwelt
innovationen. Einen Schwerpunkt der 
Konferenz bildeten Vorträge zur Rolle von 
Patenten im Innovationsprozess, institu
tionelle Besonderheiten verschiedener 
nationaler Patentsysteme sowie zu aktu
ellen Reformen nationaler Patentsysteme.

Vorträge führender Wissenschaftler

Im Rahmen von Plenumsvorträgen 
stellten fünf führende Wissenschaftler ak
tuelle Forschungsergebnisse vor. Diego 
Comin von der Harvard Business School 
zeigte, wie sich die Zeiträume für die Ein
führung neuer Technologien in armen und 
reichen Ländern in den letzten 200 Jahren 
entwickelt haben. Zudem ging er der Fra
ge nach, inwieweit die Verbreitung neuer 
Technologien zum Auseinanderklaffen 
der Einkommensschere zwischen armen 
und reichen Ländern beitrug. Liu Xielin 
(Graduate University of Chinese Academy 
of Science, Peking) stellte in seinem Vor
trag die Besonderheiten des chinesi
schen Innovationsmodells heraus. Er prä
sentierte Beispiele von chinesischen Un
ternehmen, die mit ihren Innovationen 
weltweit erfolgreich sind und die den 
Schritt von der Imitation internationaler 
Innovationen zur internationalen Techno
logiemarktführerschat geschafft haben.

Der Beitrag von Mark Roberts (Penn
sylvania State University, University Park) 
widmete sich der Fortentwicklung von 
ökonometrischen Modellen zur Schät

zung der Strukturparameter dynamischer 
Innovationsmodelle am Beispiel des 
Mannheimer Innovationspanels des ZEW. 
Brian Wright (University of California, Ber
keley) referierte über Lizenzierungsstra
tegien von Technologietransferstellen von 
Universitäten. Darüber hinaus diskutierte 
er Effekte von exklusiven Lizenzen auf die 
Wahl der Forschungsthematik von Wis
senschaftlern. 

Dietmar Harhoff (MaxPlanckInstitut 
für Immaterialgüter und Wettbewerbs
recht, München) legte in seinem Vortrag 
dar, dass eine verlässliche Abschätzung 

des Patentwerts die explizite Berücksich
tigung technisch verwandter Patente des 
gleichen Patentanmelders erfordert. 

In den letzten Jahren werden For
schungs, Technologie und Innovations
politik zunehmend als Instrument zur  
Lösung großer gesellschaftlicher Heraus
forderungen gesehen, wie etwa der Rea
lisierung einer CO2freundlichen Wirt
schaft oder einer ressourcenschonenden 
Energieproduktion. Moderiert von Georg 
Licht (ZEW) diskutierten Vertreter aus Wis
senschaft, Politik und Unternehmen das 
aktuelle Spannungsfeld einer missions

orientierten und einer auf Breitenförde
rung abzielenden Innovationspolitik zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit. 

Dominique Foray (École Polytechnique 
Fédérale de Lausanne), Mitglied der „In
novation for Growth“Beratergruppe für 
die EUForschungskommissarin Máire 
GeogheganQuinn, bezog sich vor allem 
auf die Ausrichtung der EUForschungs
politik. Engelbert Beyer vom Bundesmi
nisterium für Bildung und Forschung er
läuterte die Rolle verschiedener Politik
instrumente im Rahmen der deutschen 
HightechStrategie 2020. Er betonte die 
Notwendigkeit gesellschaftliche Heraus
forderungen gezielt anzugehen ohne da
bei den Marktmechanismus auszuschal
ten. Stuart Graham (Georgia Institute of 
Technology, Alexandria) gab einen Ein
blick in die Ausrichtung der Technologie

politik der ObamaAdministration. Als Ver
treter der Wirtschaft stellte Jochen Maas 
(SanofiAventis) die aktuelle FuEStrategie 
der Pharmabranche vor. Er plädierte für 
die Einführung einer steuerlichen Förde
rung der FuEAusgaben der Unternehmen 
in Deutschland wie sie in vielen anderen 
Ländern bereits gegeben ist.

Die FritzThyssenStiftung unterstützte 
die Konferenz finanziell und ermöglichte 
dadurch vielen Nachwuchswissenschaft
lern die Teilnahme.

Dr. Birgit Aschhoff, aschhoff@zew.de 
Paula Schliessler, schliessler@zew.de

Diego Comin erläuterte den Zusammenhang von neuen Technologien und Einkommen.

Foto: ZEW
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nur Prozessinnovationen Produkt- und Prozessinnovationen

nur Produktinnovationen noch nicht bekanntkeine Innovationsaktivitäten

Saldo der positiven und negativen Einschätzungen bezüglich der kurzfristigen Zinsen im  
Euroraum in sechs Monaten. Quelle: ZEW

Saldo der positiven und negativen Einschätzungen bezüglich der Konjunkturerwar tungen im 
Euroraum. Quelle: ZEW

Quelle: ZEW  Quelle: ZEW, Mannheimer Innovationspanel

ZEW-Finanzmarkttest im Juni 2013

EZB: leichter Anstieg der Inflation erwartet
Der Europäische Zentralbankrat hat in seiner Sitzung am 6. Juni 
2013 keine weitere Lockerung der Geldpolitik beschlossen. Der 
Zinssatz für die Hauptrefinanzierungsgeschäfte bleibt unverän
dert bei 0,5 Prozent. Über 80 Prozent der ZEWFinanzmarktex
perten erwarten, dass dies auf Sicht von sechs Monaten so blei
ben wird. Die vom ZEW befragten Experten gehen jedoch davon 
aus, dass sich die Teuerungsrate im Euroraum mittelfristig leicht 
erhöhen wird. Der entsprechende Saldo steigt im Juni um 7,1 
Punkte auf 6,3 Punkte. 

Jesper Riedler, riedler@zew.de

Eurozone: Konjunkturerwartungen hellen sich auf
Im Juni haben sich die Konjunkturerwartungen für die Eurozone 
auf Sicht von sechs Monaten wie schon im Vormonat leicht ver
bessert. Der entsprechende Saldo steigt um drei Punkte auf 
30,6 Punkte. Dagegen wird die aktuelle konjunkturelle Lage der 
Eurozone weiterhin sehr negativ beurteilt. Der entsprechende 
Saldo fällt um 2,7 Punkte und liegt nun bei minus 79,5 Punkten. 
Dieser Rückgang deckt sich mit der Entwicklung der Wirtschafts
leistung in der Eurozone. Das Bruttoinlandsprodukt schrumpfte 
im ersten Quartal 2013 um 0,2 Prozent. 

Jesper Riedler, riedler@zew.de

Transportnachfrage im Kombinierten  
Verkehr weitgehend stabil

Fahrzeugbau: große Unsicherheit über  
Innovationsaktivitäten im Jahr 2013

Die Mengenentwicklung im Kombinierten Verkehr ist in den 
letzten Jahren stark vom Außenhandel getragen worden. Dieser 
„Motor“ hat schon im Jahr 2009 stark „gestottert“, auch 2012 
war kein gutes Jahr für den Container und LkwTransport auf der 
Schiene. Entsprechend verhalten sind die aktuellen Einschät
zungen der Experten des TransportmarktBarometers von Prog
Trans/ZEW für das nächste halbe Jahr. Gut die Hälfte (im West
europaverkehr) bis zu zwei Dritteln (im Binnenverkehr) rech
nen mit unveränderten Mengen. Die übrigen Experten erwarten 
mehrheitlich einen schwachen Anstieg der Transportmengen.

Dr. Claudia Hermeling, hermeling@zew.de

Viele Unternehmen des deutschen Fahrzeugbaus sind noch un
sicher, ob sie 2013 in Innovationsprojekte investieren sollen. 
Nur 57 Prozent der Unternehmen planen für 2013 fest mit der 
Durchführung von Produkt oder Prozessinnovationen. 17 Pro
zent sind sich unsicher. Dies könnte mit den Umbrüchen in Rich
tung Elektromobilität zusammenhängen. Die Fahrzeugbauer 
halten sich vor allem mit Prozessinnovationen zurück. Ange
sichts der ungewissen weiteren technologischen Entwicklung 
wollen viele Unternehmen vermeiden, sich bei neuen Anlagen 
frühzeitig auf bestimmte Technologievarianten festzulegen.  

Dr. Christian Rammer, rammer@zew.de
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Große Koalition des Unsinns:  
Die Mietpreisbremse
Dass Politiker vor Wahlen populisti
sche und ökonomisch unsinnige Vor
schläge machen, wenn sie glauben, 
damit ein paar mehr Wähler zu mobi

lisieren, ist ein Übel, mit dem wir offenbar leben müssen. Das 
jüngste Beispiel dafür ist die „Mietpreisbremse“. Anlass für die
se Debatte ist der erhebliche Anstieg der Mieten in Ballungszen
tren in den letzten Jahren. In Berlin beispielsweise sind die Mie
ten bei Neuvermietungen seit 2007 um rund 40 Prozent ange
stiegen. Für Menschen mit niedrigen oder mittleren Einkommen 
wird es immer schwerer, in begehrten Stadtvierteln zu wohnen. 
Um diesem Trend entgegenzuwirken, will die SPD den Anstieg 
der Mieten durch neue Gesetze stoppen. Die CDU hat sich dem 
angeschlossen.

Derzeit dürfen Mieten in Deutschland innerhalb von drei Jahren 
höchstens um 20 Prozent steigen, nur bei Neuvermietungen sind 
Mieten frei verhandelbar. Die SPD fordert, den Anstieg der Mie
ten auf 15 Prozent in vier Jahren zu begrenzen. Bei Neuvermie
tungen soll die Miete ebenfalls begrenzt werden. Die CDU will 
Neubauten von der Mietpreisbremse ausnehmen, um Anreize 
für Bauinvestitionen zu bewahren. Die Mieten für Bestandsob
jekte sollen aber ebenfalls gedeckelt werden. 

Mit diesen Maßnahmen würde der Mietpreisanstieg in der Tat 
gedämpft. Diejenigen, die in begehrter Lage schon eine Miet
wohnung haben oder trotz der Mietregulierung eine neue Woh
nung ergattern, werden auf Kosten ihrer Vermieter entlastet. Das 
ist beabsichtigt, weil Mieter offenbar mehr Sympathien genie
ßen als Vermieter. Die Nebenwirkungen sind allerdings verhee
rend. Vor allem verschärft sich das Problem der Wohnraum
knappheit, und zwar sofort und nicht erst dann, wenn sinkende 
Bautätigkeit sich bemerkbar macht. Es werden mehr Mietwoh
nungen in Eigentumswohnungen umgewandelt oder sie werden 
gewerblich vermietet, beispielsweise für Büros. Außerdem lohnt 
es sich eher, Wohnungen leer stehen zu lassen in der Hoffnung 
auf Wertsteigerungen. Wer eine große Mietwohnung hat und sie 
eigentlich nicht mehr braucht, beispielsweise weil die Kinder 
groß geworden und ausgezogen sind, wird nicht in eine kleine

re Wohnung umziehen wollen. Die Miete der alten Wohnung ist 
ja niedrig und neue Wohnungen sind kaum erhältlich. Die Ei
gennutzung durch die Eigentümer nimmt ebenfalls zu. Mittel
fristig verschärft sich der Rückgang an verfügbaren Mietwoh
nungen weiter, weil Investitionen ausbleiben. Modernisierungs
maßnahmen entfallen und es werden weniger Wohnungen ge
baut. Der Neubau wird auch dann zurückgehen, wenn die Erst
vermietung von der Mietpreisbremse ausgenommen ist, denn 
Investoren berücksichtigen, dass Wohnungen mehrfach vermie
tet werden.

Die Mietpreisbremse verändert auch den Markt für die wenigen 
verbleibenden Mietwohnungen. Da bei den niedrigeren Mieten 
die Nachfrage das Angebot weit übersteigt, werden willkürliche 
Diskriminierungen am Mietmarkt zunehmen und der Druck auf 
Mieter steigt, durch Zahlungen „unter der Hand“ an Makler oder 
Eigentümer die Mietpreisbremse zu umgehen. Korruption und 
Steuerhinterziehung sind die Folge. Die Störung der Preisbildung 
bei Mietwohnungen hat Folgen über den Immobilienmarkt hin
aus. Da es schwieriger wird, eine neue Mietwohnung zu finden, 
nimmt die Mobilität ab und damit zum Beispiel die Bereitschaft, 
einen neuen Arbeitsplatz anzunehmen.   

Wirksamer wäre es, das Problem an der Wurzel anzupacken und 
Konzepte zu entwickeln, um das Angebot an bezahlbarem Wohn
raum nachhaltig zu erhöhen. Das kostet allerdings Geld, das die 
öffentlichen Haushalte derzeit kaum aufbringen können. Zu 
glauben, man könnte diesen Mangel durch Preisregulierungen 
aus der Welt schaffen, ist eine Illusion. Der Staat muss sich auf 
seine Kernaufgaben konzentrieren. Im Wohnungsmarkt besteht 
diese Kernaufgabe darin, dafür zu sorgen, dass bedürftige Haus
halte angemessen wohnen können. Dazu müssen Transfers wie 
Wohngeld an die Mietentwicklung bei entsprechenden Wohnun
gen angepasst werden. Eine flächendeckende Mietpreiskon trolle 
dagegen setzt die Marktkräfte außer Kraft und verschärft die 
Wohnungsnot.
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